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Satzung 
Bundesverband Gesundheitsstudios Deutschland e.V. 

 
§ 1 Name und Sitz des Verbandes 

 

1. Der Verband führt den Namen BVGSD, Bundesverband Gesundheitsstudios Deutschland e.V. – 
Arbeitgeberverband der deutschen gewerblichen Top-Qualitäts-Studios für Fitness und Gesundheit.  

2. Der Sitz des Verbands ist Brühl.  
3. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Brühl. 

4. Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 
 

§ 2 Zweck und Aufgaben des Verbandes 
 

1. Der BVGSD setzt es sich zur Aufgabe, für seine Mitglieder als Sprachrohr gegenüber Politik, 
Krankenkassen und der Öffentlichkeit einzutreten. 

2. Der BVGSD will als Arbeitgeberverband und bundeseinheitliche Interessenwahrnehmung der Top-
Qualitäts-Studios für Fitness und Gesundheit dafür Sorge tragen, dass die Qualität der Anlagen 
hinsichtlich des Personals, der Programme und Kurse sowie der Hygiene weiterhin gesteigert wird. 

3. Der BVGSD unterstützt seine Mitglieder mit einer öffentlichkeitswirksamen Medienarbeit. 
4. Der BVGSD strebt einen Dialog mit allen gesellschaftlichen Kräften der deutschen Fitness- und 

Gesundheitsbranche sowie dem deutschen Sport an. 
5. Der BVGSD strebt mit seiner Arbeit an, ein so positives Bild der Qualitätsarbeit seiner Mitglieder zu 

vermitteln, dass dem Verband hierüber sukzessive ein Zugang zu Gremien bei Krankenkassen, 
Ministerien bis hin zu Gesetzgebungsorganen geschaffen werden kann. 

6. Der BVGSD unterhält eine Geschäftsstelle. 
7. Der BVSGD verwaltet und verwendet Finanzmittel und Vermögen, um seine satzungsgemäßen Aufgaben 

und Ziele zu erreichen. 
8. Zu den Aufgaben des Verbandes gehört auch die Mitgliederwerbung auf Messen, Kongressen und 

weiteren Branchentreffpunkten. Der BVGSD kann eigene Veranstaltungen, Workshops und Seminare zu 
Themen veranstalten, die den Mitgliedern bei der qualitativen Entwicklung ihres Studios behilflich sind. 

9. Der Zweck des Verbands wird erweitert durch die Förderung von Rehabilitations- und Gesundheitssport, 
medizinisches Gesundheits-Training, Reha-Sport-Gymnastik sowie von betreutem Muskel- und Herz-
Kreislauf-Training.  

10. Der BVGSD handelt und verhält sich gemäß Artikel 3 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. 
 

§ 3 Mitgliedschaft in anderen Verbänden 
 
1. Der BVGSD kann die Mitgliedschaft in anderen Verbänden auf nationaler und internationaler Ebene 

erwerben und sich insoweit deren Satzungen unterwerfen, als diese nicht in Widerspruch zur eigenen 
Satzung stehen. 

 
§ 4 Gliederung 
 
1. Für jeden Bereich, in dem der Verein tätig ist, kann im Bedarfsfall eine eigene, in der Haushaltsführung 

unselbständige, Abteilung gegründet werden. Die sportlichen und finanziellen Angelegenheiten der 
Abteilung werden durch den Vorstand geregelt. 
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§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

Die Satzung des BVGSD sieht folgende Formen der Mitgliedschaft vor: 
 

1. Jede natürliche oder juristische Person in Deutschland, die eine oder mehrere Fitness- & 
Gesundheitsanlagen betreibt bzw. an ihr beteiligt ist und die Qualitätskriterien des BVGSDs erfüllt. 

2. Jede natürliche oder juristische Person in Deutschland, die eine oder mehrere Fitness- & 
Gesundheitsanlagen betreibt bzw. an ihr beteiligt ist und die Verpflichtung eingeht, die Qualitätskriterien 
des BVGSDs innerhalb einer festgelegten Zeitspanne zu erfüllen. 

3. Jeder Arbeitgeber der Fitness- & Gesundheitsbranche in Deutschland, der sich in Verbänden, Gremien 
und der Öffentlichkeit für die Ziele des BVGSD einsetzt und über entsprechende branchenspezifische 
Kenntnisse verfügt. 

4. Jede natürliche oder juristische Person, die sich im Bereich Gesundheit und Fitness wissenschaftlich 
betätigt, sowie Mitarbeiter von Universitäten, von Institutionen und von Unternehmen, die im Bereich 
des Gesundheitswesens, BGM, Sport & Fitness tätig sind und sich für die Verbandsziele einsetzen. 

5. Jede natürliche oder juristische Person kann Fördermitglied des BVGSD werden, die mit Ihrem 
Mitgliedsbeitrag die Aufgaben und Interessen des BVGSD fördern möchte. 

6. Fördermitglieder sind automatisch alle vom BVGSD e.V. akkreditierten Rehasport-Anbieter. Sie sind von 
einer Zahlung befreit und haben kein Stimmrecht. Sie haben dadurch keinen Anspruch auf die gesamten 
Verbandsleistungen außerhalb des Rehasports, sondern nur auf die Informationsleistungen des 
Verbandes. 

7. Jede natürliche Person kann Ehrenmitglied werden, die sich um den BVGSD oder um die Fitness- & 
Gesundheitsbranche besonders verdient gemacht hat. Die Ehrenmitgliedschaft wird durch den Vorstand 
vergeben. Ehrenmitglieder sind beitragsfrei zu stellen. 

8. Jeder vom BVGSD e.V. akkreditierte Rehasport Anbieter, der auch aktiven Rehasport anbietet. 
9. Jeder vom BVGSD e.V. akkreditierte Rehasport Anbieter, der eine Group ist (ein Verein, der auch fremde 

Rehasport-Standorte unter sich organisiert und verwaltet). 
10. Die Mitglieder aus dem Absatz 1-3 sind ordentliche, das heißt stimmberechtigte Mitglieder. Mitglieder 

aus dem Absatz 4-7 sind nicht stimmberechtigt. 
11. Die Mitglieder aus dem Absatz 8 sind ordentliche Mitglieder, das heißt stimmberechtigte Mitglieder. 
12. Die Mitglieder aus dem Absatz 9 sind ordentliche Mitglieder, das heißt stimmberechtigte Mitglieder. 

Diese Groups haben gegenüber den anderen ordentlichen Mitgliedern in der Mitgliederversammlung 
nicht nur 1 Stimme, sondern die folgende Stimmenanzahl: 

a. Groups mit mehr als 100 und bis zu 500 angemeldeten und aktiven Gruppen im Portal:  
2 Stimmen 

b. Groups von 501 bis zu 2.500 angemeldeten und aktiven Gruppen im Portal:  
3 Stimmen 

c. Groups von 2.501 bis zu 5.000 angemeldeten und aktiven Gruppen im Portal:  
5 Stimmen 

d. Groups von 5.001 und mehr angemeldeten und aktiven Gruppen im Portal: 
8 Stimmen 

13. Die Mitgliederanzahl aus dem Absatz 4-5 ist auf max. 10 Personen pro 100 Mitglieder beschränkt.  
14. Über den schriftlichen Aufnahmeantrag von Mitgliedern entscheidet der geschäftsführende Vorstand. 

Für jede Form der Mitgliedschaft gilt, dass die Ablehnung nicht anfechtbar ist. Ein Rechtsanspruch auf 
Aufnahme besteht nicht.  

15. Die Mitglieder aus dem Absatz 4 können in den Vorstand gewählt werden, sofern sie über besonderes 
Know-how der Fitness- & Gesundheitsbranche verfügen, auch wenn Sie keine Clubbetreiber sind. Für die 
Zeit ihrer Vorstandstätigkeit sind diese Vorstandsmitglieder mit einem vollen Stimmrecht ausgestattet. 

16. Jede natürliche Person kann Ehrenmitglied werden, die sich um den BVGSD oder um die Fitness- & 
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Gesundheitsbranche besonders verdient gemacht hat. Die Ehrenmitgliedschaft wird durch den Vorstand 
vergeben. Ehrenmitglieder sind beitragsfrei zu stellen. 

17. Ehrenmitglieder haben wie alle ordentlichen Mitglieder eine Stimme bei den Mitgliederversammlungen. 
18. Ein Stimmrecht kann grundsätzlich erst nach 6 Monaten Vereinszugehörigkeit wahrgenommen werden.  

 
§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

 
1. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, bei den juristischen Personen durch Auflösung, ansonsten durch 

Ausschluss oder Austritt aus der Vereinigung. 
2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der Austritt kann nur zum 

Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Jahresende 
einzuhalten ist.  

3. Durch Beschluss des geschäftsführenden Vorstands kann ein Mitglied aus dem BVGSD ausgeschlossen 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher ist insbesondere dann gegeben, wenn es gegen 
Satzung, Beschlüsse der Organe des BVGSD oder in anderer Weise gegen die Interessen des Vereins grob 
verstößt oder wenn es länger als 2 Monate mit den Mitgliedsbeiträgen im Rückstand ist. 

4. Der Beschluss über den Ausschluss ist dem Mitglied per eingeschriebenem Brief unter Angabe der zum 
Ausschluss führenden Gründe schriftlich mitzuteilen. 

5. Das Mitglied kann gegen den Ausschluss innerhalb von 2 Kalenderwochen nach Zugang des Beschlusses 
Einspruch einlegen. Der Einspruch ist schriftlich per eingeschriebenem Brief an den geschäftsführenden 
Vorstand des BVGSDs zu richten. Der geschäftsführende Vorstand entscheidet endgültig per einfacher 
Mehrheit über den Ausschluss. 

6. Mit Austritt oder Ausschluss verliert das Mitglied alle Rechte aus der Mitgliedschaft. Die Verpflichtung 
zur Zahlung der bis zum Tage des Ausscheidens rückständigen Beiträge, Umlagen und sonstiger darüber 
hinausgehender Verbindlichkeiten gegenüber dem Verband werden durch das Ausscheiden nicht 
berührt. 

 
§ 7 Mitgliedsbeiträge 
 
1. Der Verein erhebt Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren. Zusätzlich können Kursgebühren, 

Umlagen und Sonderbeiträge erhoben werden. 
2. Die Höhe der Umlagen und Sonderbeiträge sowie deren Fälligkeit werden von der Mitglieder-

versammlung durch Beschluss festgelegt. 
3. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge, Aufnahmegebühren und Kursgebühren sowie deren Fälligkeit werden 

vom Vorstand durch Beschluss festgelegt.  
4. Die Beitragshöhe kann nach Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden. Die Unterschiede 

müssen sachlich gerechtfertigt sein. 
5. Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise erlassen 

oder stunden. 
6. Die Mitgliedsbeiträge sowie andere Leistungen werden im Lastschriftverfahren erhoben.  
7. Ehrenmitglieder sind beitragsfrei. 
8. Der Verband kann sich eine Beitragsordnung anlegen.  

 
§ 8 Finanzierung des BVGSD 

 
1. Grundsätzlich finanziert sich der BVGSD aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden, Umlagen, Lizenzgebühren, 

Aufnahmegebühren, Seminar- und Kursgebühren, Prüfungsgebühren und Prüfungsumlagen. 
2. Im Besonderen finanziert sich der Verband auch durch Akkreditierung von Einrichtungen für Präventionssport, 

Gesundheitsanbietern oder Groups für Rehabilitationssport nach § 64 SBG IX. 
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§ 9 Organe des BVGSD 

 
Die Organe des BVGSD bestehen aus 
1. der Mitgliederversammlung 
2. dem Vorstand 

 
§ 10 Mitgliederversammlung 

 
Die Mitgliederversammlung ist das oberste Beschlussorgan des BVGSD. Sie entscheidet über alle Fragen, 
soweit nicht durch die Satzung andere Organe zur Entscheidung berufen sind. In der Mitgliederversammlung 
hat jedes ordentliche Mitglied (definiert nach § 5 dieser Satzung) eine Stimme. Der 1. Vorsitzende oder einer 
seiner Stellvertreter führen den Vorsitz in der Mitgliederversammlung.  
Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig für Wahl und Entlastung des Vorstandes, Wahl der 
Kassenprüfer, Satzungsänderungen, Beschlussfassung über vorgelegte Anträge und über Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung, die vom Vorstand zur Entscheidung vorgelegt werden sowie Auflösung des Vereins.  
Die ordentliche Mitgliederversammlung beschließt in den folgenden Bereichen: 

1. Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung der Mitgliederversammlung 
2. Feststellung der Stimmberechtigung 
3. Beschlussfassung über die Tagesordnung 
4. Feststellung der Genehmigung des Protokolls der letzten Mitgliederversammlung durch den 

Versammlungsvorsitzenden 
5. Berichte des 1. Vorsitzenden und der Vorstandsmitglieder mit anschließender Aussprache 
6. Bericht des Kassenprüfers 
7. Wahl des Wahlleiters 
8. Wahl des Vorstands 
9. Wahl des Kassenprüfers 
10. Satzungsänderungen 
11. Anträge 

 
§ 11 Verfahrensvorschriften für die Durchführung der Mitgliederversammlung 

 
1. Die Mitgliederversammlung tagt einmal pro Jahr. 
2. Die Einladung zur Mitgliederversammlung hat mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich 

durch den Vorstand zu erfolgen. Mit der Einladung muss eine Tagesordnung versendet werden. Die 
Mitgliederversammlung kann auch ordentlich über das oder die offiziellen Verbandsorgane eingeladen 
werden. Die Einladung kann ordentlich auch über den Webauftritt des Verbandes, per Fax, per E-Mail 
oder weitere neue Kommunikationsmittel ausgesprochen werden. 

3. Die ordnungsgemäß eingeladene Versammlung ist beschlussfähig, unabhängig von der Zahl der 
erschienenen Mitglieder. Es müssen jedoch mindestens zwei Mitglieder des geschäftsführenden 
Vorstands anwesend sein. 
Ist die Versammlung nicht beschlussfähig, so ist eine neue Versammlung mit derselben Tagesordnung 
einzuberufen. Diese ist in jedem Fall beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

4. Vorschläge und Anträge zur Tagesordnung durch die Mitglieder sind dem Vorstand mindestens eine 
Woche vor Beginn der Mitgliederversammlung schriftlich mitzuteilen. Darauf ist in der 
Terminankündigung hinzuweisen. 

5. Die endgültige Tagesordnung wird vom Vorstand festgelegt und den Mitgliedern eine Woche vor der 
Mitgliederversammlung per E-Mail zugesendet, sofern sich Änderungen ergeben haben. 
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6. Während der Mitgliederversammlung können keine Dringlichkeits- und Sachanträge eingereicht oder 
gestellt werden. 

7. Die Mitgliederversammlung beschließt durch einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit zählt die Stimme des Versammlungsleiters doppelt. Auf Wunsch eines Mitgliedes 
muss geheim abgestimmt werden. 

8. Satzungsänderungen können nur mit einer 2/3-Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten 
vorgenommen werden. 

9. Satzungsänderungen, die durch das Finanzamt oder das für das Vereinsregister zuständige 
Registergericht gefordert werden, können vom Vorstand ohne Einberufung einer 
Mitgliederversammlung vorgenommen werden. 

10. Über den Verlauf der Mitgliederversammlung des BVGSD ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll kann 
von den Mitgliedern auf Wunsch in der Geschäftsstelle des Verbandes eingesehen werden. Das Protokoll 
ist vom Versammlungsvorsitzenden und dem Protokollführer zu unterschreiben. 

11. Das Protokoll gilt als genehmigt, wenn nicht innerhalb 1 Monats nach der Versammlung schriftlich bei 
der Verbandsgeschäftsstelle Einspruch gegen das Protokoll der Mitgliederversammlung erhoben wird. 

12. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen, wenn dies aus 
Sicht des Vorstands notwendig erscheint oder wenn 40 % der Mitglieder unter Angabe der Gründe die 
außerordentliche Einberufung schriftlich beantragen. Die Einberufungsfrist der außerordentlichen 
Mitgliederversammlung beträgt mindestens vier Wochen. Tagesordnungspunkte der außerordentlichen 
Mitgliederversammlung können nur solche sein, die zur Einberufung geführt haben. 

13. Es ist ausgeschlossen, dass das Stimmrecht an einen Vertreter abgegeben oder übertragen wird. Es ist 
ausgeschlossen, dass das Stimmrecht schriftlich (per Briefwahl, etc. …) ausgeübt wird. 

14. Eine digitale oder hybride Mitgliederversammlung kann durch den Vorstand beschlossen oder 
mindestens 14 Tage vor einer Mitgliederversammlung beantragt werden. 

 
§ 12 Der Vorstand 

 
1. Der geschäftsführende Vorstand besteht aus dem 

a) Vorsitzenden 
b) 1. stellvertretenden Vorsitzenden  
c) 2. stellvertretenden Vorsitzenden  
d) 3. stellvertretenden Vorsitzenden 

 
2. Der erweiterte Vorstand besteht aus 

a) dem Referenten für Öffentlichkeitsarbeit & Marketing  
b) dem Referenten für Recht 
c) weiteren Referenten, die vom Vorstand ernannt werden können. 

Der erweiterte Vorstand wird vom geschäftsführenden Vorstand ernannt.  
Die Mitglieder des erweiterten Vorstands haben kein Stimmrecht im geschäftsführenden Vorstand. 
 

3. Der geschäftsführende Vorstand kann einen Beirat von bis zu fünf Personen bestimmen, der beratend 
vom Vorstand zu spezifischen Themen eingesetzt wird. Der Beirat kann an den Sitzungen des Vorstands 
(ohne Stimmrecht) teilnehmen. 

4. Der Vorstand regelt die laufenden Geschäfte des BVGSD. Er ist an die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung gebunden. Der Vorstand sorgt für die Einhaltung der Satzung und die Beschlüsse 
der Mitgliederversammlung. 

5. Der geschäftsführende Vorstand bestimmt die Richtlinien der Verbandsarbeit, die Verbandsstrategie und 
überwacht die Einhaltung der Zielvorgaben. Er kann die Entscheidung über wichtige Einzelfragen an sich 
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ziehen. Der Vorstand beschließt über alle Verbandsangelegenheiten, die nicht der 
Mitgliederversammlung obliegen. 

6. Der 1. Vorsitzende wird durch die Mitgliederversammlung auf unbestimmte Zeit gewählt. Dessen 
Amtszeit beginnt mit der Annahme der Wahl und endet vorzeitig nur mit der Amtsniederlegung des 
Gewählten bzw. mit dem Tode. 

7. Der 1. stellv. Vorsitzende wird durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von sechs Jahren gewählt. 
Er bleibt bis zur Neuwahl im Amt. 

8. Der 2. stellv. Vorsitzende und der 3. stellv. Vorsitzende werden durch die Mitgliederversammlung auf die 
Dauer von vier Jahren gewählt. Sie bleiben bis zur Neuwahl im Amt.  

9. Abwesende können gewählt werden, wenn sie ihre Bereitschaft zur Annahme des Amtes vorher 
schriftlich erklärt haben. 

10. Scheidet während einer Wahlperiode ein Mitglied des Vorstands aus, so kann das vakante Amt durch 
Beschluss des geschäftsführenden Vorstandes kommissarisch bis zur nächsten Neuwahl besetzt werden. 

11. Ein Widerruf der Bestellung eines Vorstandsmitgliedes ist nur aus wichtigem Grund möglich (§ 27 Abs. 2 
BGB).  

12. Der Vorsitzende kann einen Antrag auf Vorstandsneuwahlen zur Abstimmung vorlegen.  
13. Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom 1. Vorsitzenden einberufen werden. Die Tagesordnung 

wird zu Beginn der Sitzung festgelegt. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden.  
14. Vorstandsitzungen können auch per Telefon- oder Videokonferenz abgehalten werden. 
15. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn neben dem 1. Vorsitzenden mindestens ein Vorstandsmitglied 

anwesend ist.  
16. Alle Vorstandsmitglieder des geschäftsführenden Vorstands haben innerhalb des geschäftsführenden 

Vorstands eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden. 
17. Der Vorstand kann zu seinen Sitzungen geeignete Berater hinzuziehen. 

18. Der 1. Vorsitzende und der 1. Stellvertretende Vorsitzende sind alleinvertretungsberechtigt. 

19. Der 2.- und 3. Stellvertretende Vorsitzende sind nur gemeinsam vertretungsberechtigt. 

20. Zur Organisation der Vereinsarbeit können vom Verband Geschäfts-, Finanz- und Beitragsordnungen 
erlassen werden.  

21. Sämtliche Ordnungen werden vom Vorstand erlassen, geändert und aufgehoben. 

22. Der Vorstand ist berechtigt, bei Bedarf aufgabenbezogen für einzelne Projekte besondere Vertreter zu 
bestellen. 

23. Die Mitglieder des Vorstands können eine angemessene Vergütung ihrer Arbeitszeit für den Verband 
erhalten. Deren Höhe wird vom Vorstand unter Befreiung von § 181 BGB festgesetzt. 

24. Die Haftung der Mitglieder des Gesamtvorstands (Geschäftsführender Vorstand und erweiterter 
Vorstand), des Beirats und der Beauftragten wird auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit begrenzt.  

25. Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der 
Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten gegen eine angemessene Vergütung oder Honorierung an Dritte 
vergeben. 

 
§ 13 Ausübung der Vereinsämter und Vergütungen 

 
1. Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus den Mitteln des 

Vereins. Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

2. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes eines Anteils 
am Vereinsvermögen. 

3. Die Mitglieder und Mitarbeiter des Verbandes haben einen Aufwendungserstattungsanspruch nach § 
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670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verband entstanden sind. Hierzu 
gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon, usw. Ein 
Aufwendungserstattungsanspruch entsteht nicht für Kosten, die in Zusammenhang mit dem Besuch 
einer ordentlichen oder außerordentlichen Mitgliederversammlung entstehen (insbesondere 
Fahrtkosten, Reisekosten, etc. …). 

4. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach seiner 
Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn diese mit Belegen und 
Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden. 

5. Vom Vorstand können Höchstgrenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB 
festgesetzt werden. 

 
§ 14 Kassenprüfung 

 
1. Die Mitgliederversammlung bestimmt zum Zwecke der Kassenprüfung einen Kassenprüfer und einen 

Ersatzkassenprüfer aus dem Kreis der Mitglieder.  
2. Die Amtszeit der Kassenprüfer entspricht der des Gesamtvorstandes. 
3. Konnte das Amt der Kassenprüfer nicht besetzt werden, beauftragt der Vorstand eine geeignete 

Institution, bevorzugt eine Wirtschaftsprüfungs- oder Steuerberatungskanzlei, mit der Durchführung der 
Kassenprüfung. 

4. Die Kassenprüfer prüfen mindestens einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit allen Konten sowie 
Buchungsbelegen und erstatten dem Vorstand über jede durchgeführte Prüfung und der 
Mitgliederversammlung über den Gesamtzeitraum einen Abschlussbericht. 

 
§ 15 Die Qualitätskriterien des BVGSD 

 
1. Der Vorstand des BVGSD legt für seine Mitgliedsstudios die Qualitätskriterien fest. 

 
§ 16 Die Geschäftsführung 

 
1. Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand einen Geschäftsführer (§ 30 BGB) und ggf. 

weiteres Personal einstellen sowie eine Geschäftsstelle errichten. Die Geschäftsstelle und die 
Mitarbeiter unterstehen dem Vorstand. Der Geschäftsführer hat die Berechtigung, bei allen 
Versammlungen des Vorstandes mit Rederecht anwesend zu sein. Eine Zusammenlegung von 
Vorstandsamt und Geschäftsführertätigkeit ist möglich. 

 
§ 17 Auflösung des BVGSD 

 
1. Die Auflösung des BVGSD kann nur auf einer eigens zu diesem Zweck einberufenen außerordentlichen 

Mitgliederversammlung erfolgen. Bei dieser Versammlung müssen mindestens 50 % der Mitglieder 
anwesend sein. 2/3 der anwesenden ordentlichen Mitglieder müssen dann für die Auflösung des 
Verbandes stimmen. 

2. Sollten zur ersten einberufenen außerordentlichen Sitzung zur Auflösung des BVGSD keine 50 % der 
Mitglieder anwesend sein, dann genügen bei der zweiten zu diesem Zweck einberufenen 
außerordentlichen Mitgliederversammlung 2/3 der Stimmen der anwesenden Mitglieder zur Auflösung 
des Verbands. 

3. Bei Auflösung oder Aufhebung des Verbandes oder Wegfall seines steuerbegünstigten Zwecks fällt das 
Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere 
steuerbegünstigte Körperschaft, zwecks Verwendung für die Förderung des medizinischen 
Gesundheitstrainings oder Rehabilitations-Sports. Zuvorderst geht es indiesem Falle an den DBS 
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(Deutscher Behinderten Sportverband). Die Entscheidung hierüber trifft der zuletzt amtierende 
geschäftsführende Vorstand. 

 
§ 18 Gerichtsstand 

 
1. Gerichtsstand des BVGSD, insbesondere für alle Verpflichtungen der Mitglieder gegenüber dem 

Verband, ist der Sitz des Verbands. 
 

§ 19 Datenschutz 
 

1. Zur Wahrnehmung und Erfüllung des Verbandszwecks ist der BVGSD berechtigt, die personenbezogenen 
Daten seiner Mitglieder zentral zu erfassen, zu speichern und zu verarbeiten. Dies kann auch über 
Internet erfolgen. Die personenbezogenen Daten werden entsprechend den Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes und des Gesetzes über die Nutzung von Telediensten behandelt. Eine 
Weitergabe von personenbezogenen Daten an Dritte außerhalb der satzungsgemäßen 
Zweckbestimmung erfolgt nicht. Der Verband darf personenbezogene Daten an seine offiziellen 
Medienpartner weitergeben, damit diese in der Lage sind, die Medien, für die eine Medienpartnerschaft 
besteht, den Verbandsmitgliedern zukommen lassen zu können. Dies darf postalisch oder per 
elektronischer Belieferung erfolgen. 

2. Sofern der Verband verpflichtet ist gemäß § 4 dieser Satzung personenbezogene Daten zu liefern, erfolgt 
die Weitergabe nur in dem unbedingt erforderlichen Umfang. Aufgrund des technischen Fortschritts und 
des ständigen Wandels der die Informationsverarbeitung betreffenden Gesetze und Verordnungen kann 
der geschäftsführende Vorstand Ausführungsregelungen zu dieser Datenschutzerklärung beschließen. 

3. Mit dem Beitritt in den Verband stimmt das Mitglied zu, dass für die Verwaltung der Mitgliedschaft 
erforderliche personenbezogene Daten vom Verein gespeichert werden dürfen: (z. B. Adresse, Alter, 
Familienstand, Beruf, Bankverbindung, Abteilungszugehörigkeit usw.). Jedem Verbandsmitglied wird 
eine Mitgliedsnummer zugeordnet. 

4. Personenbezogene Daten werden in dem bestehenden vereinseigenen EDV-System gespeichert. 
5. Die personenbezogenen Daten werden ausschließlich für Verbandszwecke verwendet. Hierzu zählen 

insbesondere die Mitgliederverwaltung und Daten, die zur Durchführung des Verbandszweckes 
erforderlich sind. 

6. Die personenbezogenen Daten werden durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
vor der Kenntnisnahme und unerlaubten Nutzung durch Dritte geschützt. 

7. Das bei Fotografie und Filmarbeiten entstandene Material kann der Verband zu internen und externen 
Zwecken (z.B. Bilder auf der Homepage, auf Flyern und Plakaten etc.) verwenden. Eine schriftliche 
Zustimmung, unter Einsicht des Datenmaterials, ist jedoch erforderlich. 

 
§ 20 Inkrafttreten der Satzung 

 
Diese Satzung des BVGSD wurde durch die Mitgliederversammlung am 23.12.2024 beschlossen. 
 
 
Brühl, den 12.06.2025 

 

           
…………………………………………………..   ……….…………………………………….. 

1. Vorsitzender     1. Stellv. Vorsitzender 


